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Zahlungsaufschub statt Moratorium 
Nach fünfüigigen Beratungen über da8 deutsche l\forato­

rfomsgesuch vom 12. Juli ist die Reparationskommission am 
·f!1. August zweimal zur Abstim~ung geschritten. In der er~­
aten Abstimm11.mg wurde der englische Antrag, Deutschland ein. 
bedingungsloses Moratorium bis Ende des Jahres zu bewilli­
gen, mit den Stimmen Frankreichs und Belgiens bei Stimm­
enthaltung Italiens abgelehnt. 

In der zweiten Abstimmung wurde ein belgischer Ver­
mittlungsantrag einstimmig angenommen. Die Entscheidung 
selbst, die die Nummer 2119 trägt, hat folgenden Wortlaut: 

La Commission des Reparations statuant sur la 
nouvelle demande de moratoire du 19 juiHet 1922, consi­
derant q,ue le Reich a perdu tout credit tant interieur 
q,u'exterieur et la chute du mark aux trois milliemes de 
sa valeur, decide: 

1. - Qu'elle differe a. statuer sur la demande, telle 
qu'elle est formulee par le Reich, jusqu'a ce qu'elle ait 
termin6 le projet d'une reforme radicale des finances pu­
bliques de l'Allemagne, comportant: 

a) L'equilibre du budget; 
b) Dans le cas ou les gouvernements representes a 

la Commission des Reparations auraient donne leur 
consentement prealal>le, la reduction eventuelle des char­
~es exterieures <le l'Allemagne dans la mesure qui ser.ait 
jugee necessaire a. la restauration de son pays; 

c) La reforme monetaire; 
d) L'emission d'emprunts interieurs et exterieurs en 

vue de la consolidation <le -la situation financiere; 
2. - Qu'en vue de donner le temps n~essaire a la 

preparation et fl l'execution des mosures annoncees au 
paragraphe 1er ci-dessus, la Commission des Reparations 
acceptera en paiement des pa.iements especes venan~ a 
echeance le 15 aof.tt et le 15 septembro 1922, et ä. moms 
que dans l'intervalle d'autres urrangements aient ete 
faits, des paiements . especes suhsequents v.enant a 
echeance entre le 15 octobre et le 81 decembrc 1922, des 
bons du Tresor allemand a six mois·, payables en or et 
dotes de garanties au .sujet desquelles Ie gouvernement de 
iJ.'Allemagne et le gouvernement de Ia Belgique. auxq,uels 
les paiements ont ete assignes, se 'Seront mis d'accord, 
et, a defaut de parail accord, garantis par un depöt d'or 
d'une banque otrangere agreee pai· la Belgique. 

Es liegt nahe, zu fragen, weshalb die Kommission werst 
ein Moratorium ab•lehnte, um dann einen Zah ­
l u 11 g s ,au f s c hub -:r. u b e w i l'li gen. Daß die E11tscheidung 
tatsächlich einen solchen darstellt, wird von jeder . Seite aner-
kannt. So schreiben die „Times" : . . 

lt is not· a moratorium which has been granted to 
Germany by the Reparation -~ommission, but it is a 
measure of relief which. if · the arrangements now con­
templated go throuith, amourtts to a moratoriUJl!, · 

„:Manchester Guardian" bezeichnet die Entscheidung 'als 
,,virtiual moratorium", ,,DaHy: Chronicle" ebenso als e.in tat­
sächliches Moratorium. In der französischen Presse 1st das 
anrüchige Wort moratoire durch ,1repit" ersett. , 

Sehr scharf erfaßt Georg Bernhard in der „V•ossischen 
Zeitung" die Sachlage: · · 

Denn was ist es im Grunde anderes als ein Moratorium, 
wenn Deutschland veranlaßt wird, an Stelle der bis z!1m . 
Schluß des Jahres fälli"en Barzahlungen Sch_a~sch~me 
in Zahluni zu geben'? Was sind Schab,Scheme emes 
Schuldnerstaates wert, von dem die ,Gläubiger, die diesen 
Wechselbrief entitegenzunehmen haben, selbst erklärt ha­
ben, daß er unfähig sei, seinen Verpflichtunl!en nachzu­
kommen'? Man begreift diese Widersprüche n'llr, wenn 
man .sich ver~e~enwiirti~t, daß auch hier einmal wieder, 
wie schon so oft seit <lem VersaiHer Vertrajt. rein wirt­
schaftlich-prrtktische Probleme durch politische Lösungs­
methoden kompliziert worden sind. 

So -ist es in der Tat. Ein Kollegium von der Art und 
dem Umfang der" Reparationskommission, deren Entscheidun­
gen, wenn sie in die öffentlichke,it hinausgehen, das Ergebnis 
wohlabgewogenen inneren Ausgleichs darstellen, hätte eine zwei­
malige Abstimmung leicht vermeiden können. Die französische 
Politik brauchte aber fü! ihre Zwecke eine Entscheidung, in 
der ·das· ,.Moratorium" als solches abgelehnt wurde - um so 
mehr, als sie in ihrer Forderung auf die gages productifs, die 
linksrheinischen Wälder und die rechts r h ein i s c h e n 
Gruben (so der „Temps") den entschiedensten Widerstand Eng­
lands gefunden hatte. Die Vermutung liegt nahe, daß die Hal­
tung Italiens bei der ersten Abstimmung eine wohlpräparierte 
Geste darstellt: hätte Italien in seiner bisherigen Haltung als 
Sekundant der englischen Politik beharrt, so wäre damit eine 
höchst unangenehme Aufrollung der Majoritätsfrage innerhalb 
der Kommission gegeben gewesen. Derart kam die Abstim­
mung über den englischen Vorschlag zustande, die eine Kom­
plizierung bedeutete und für Deutschland zunächst eine gewisse 
Unsicherheit mit sich brachte, da sie als eine Erschwerung der 
Situation aufgefaßt werden mußte. 

Daß die Annahme des belgischen Kompromißvorschlages 
für Poincare, der sich in seinen lebten Reden so sehr auf die 
Forderung der „wirklichen und produktiven Pfänder" festge­
legt hatte, nicht eben leicht war, geht schon aus den Begleit­
umsti:inden hervor. Dubois, der während der gesamten Dauer 
der Verha~1dlun_gen !n steter Fü~lung 1hit Poincare gestanden 
hatte, verheß ?.10 . S1bu~g, um mit s~inem Ministerpräsidenten 
nochmals personhch Rucksprache zu nehmen. Hierbei wurde 
der Ausweg gefunden, den englischen Vorschlag pro forma ab­
:r.ulehnen .. Als Dubois zurückkehrte, konnte er erklären daß 
Poincare die Entscheidung der Reparationskommissio~ an­
nehme und auf a l l e w e i t e r e 11 K o m p li k a t i O 11 e n v 0 r . 
z ich t e. - · Nach dem „Temps" ist clie Haltung des amerika­
nischen Vertreters Logan, der, obschon er nur „Beobachter" 
und ohne Stimme bei den Abstimmungen, doch aus seinen An­
sichten kein Hehl gemacht hat, von einiger Wirkung auf die 
französische Unnachgiebigkeit gewesen. ,.Manchester Guardian" 
rühmt der Balfour-Note und der Londoner Konferenz nach 
Frankreich die Notwendigkeit einer vernünftigen Entscheidung 
vor Augen gestellt zu haben. 

.. Wie weit die Zuspit)ung der Lage · vorher gediehen war, 
laßt ~ich am bes~en aus dem Beifall ermessen, der dem Kom­
prom1ß v?.n englischer und französischer Seite gezollt wird: 
~an b~grußt es aufs lebhafteste, daß die Reparationskommis-

. s10n sich selbst und· damit die Entente erhalten hat. Am opti­
mistischsten ist hier der „Manchester Guafdian"· · Excellent 

1 Tl · . " ., 
news. . . . 10 danger of separate actton is at an end. Europe 
ha~ a ,~reahi~g-space until the end of the year" _ und · die 
„ T~pies schreiben: ,, The allies agreed . . . rupture has been 
avo1ded." 
· In Frankreich fürcht~t man all~rdings, die Steijuug 
Deutschlands als „betrügerischen Schuldner" durch die Aner­
kennung der Kreditu?fähigkeit zu sehr ermutigt und gestärkt 
zu haben. Daneben außert man Bedenken, daß die Einlösung 
der .Boncl1,1 zu Anfang 1923 andere deutsche Zahlungen unmög­
_l~ch_ m~cht. Man ist eifrig bemüht, auf Belgien in dem Sinne 
.flmzuwuken, daß es ·seine Forderungen uriter allen Umstän­
den clurch ausreichende Garantien sichert. - : Der französische 
Ministerrat vom 1. September hat von der Entscheidung Kennt­
nis genommen-und ihr zugestimmt, allerdings unter dem Vor­
b~hnlt, daß Frankreich bis :r.m· Festse~urtg der ' endgiÜtigen 

t • • . 
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Garantien für die Zahlungen seine H a n d  1 u n g s f r e i  h e i t 
b e h  ä 1 t. Das scheint uns im Widerspruch zu der Erklärung 
Dubois' in der entscheidenden Sit')ung der Kommission zu 
stehen. - Im übrigen will Frankreich die direkten deutsch­
belgischen Verhandlungen über den Zahlungsmodus als Präze­
denzfall für etwaige französische Verhandlungen ähnlicher Art 
anzusehen wissen. 

Die Stellungnahme der deutschen Öffentlichkeit bietet das 
bekannte Bild, daß die Regierungspresse, unter Hinweis frei­
lich auf das Beqenkliche des Provisoriums und die Schwierig­
keiten der endgültigen Zahlung, ihrer Befriedigung darüber 
Ausdruck gibt, dal.l ein vorläufiger modus vivendi geschaffen 
ist, während die Linksopposition ebenso heftig gegen die -
angeblich in der Entscheidung liegende - ,, Stinnesierung" der 
deutschen Politik tobt, wie die Rechtsopposition entschieden 
ihr „Unannehmbar" verkündet. Viele Beachtung hat die Hal­
tung der „Deutschen Allgemeinen Zeitung" gefunden, die in 
zwei Artikeln, auf Grund deren das Blatt verboten wurde, die 
Politik der deutschen Regierung aufs schärfste angegriffen und 
ihr die Kreditwürdigkeit in jedem Sinne abgesprochen hat. 
Zwischen dieser neuen Gegnerschaft und der Haltung, die 
Staatssekretär Schröder auf Weisung der deutschen Regierung 
bei seinen Darlegungen vor der Reparationskommission ein­
genommen hat, bestehen sicherlich weitgehende Beziehungen. 
Es erscheint so, als ob Schröder nicht genügend auf die Wünsche 
und Pläne eingegangen ist, die Stinnes für die Anknüpfung 
von deutsch-französischen Wirtschaf�sbeziehungen hatte. - Be-

merkenswert ist, daß die Reparationskommission in der Ein­
leitung ihrer Entscheidung mitteilt, daß sie sich zu den deut­
schen Vorschlägen für Holz- und Kohlenlieferungen zunächst 
nicht äußern wolle und daß sie sich den Rückgriff auf diese 
Vorschläge, sobald Veranlassung dazu gegeben sei, vorbehält. 

Die belgischen Forderungen an Deutschland bis zum Jah­
resende, die durch deutsche Goldbonds beglichen werden sollen, 
belaufen sich .auf 270 Mill. Goldmark, das sind bei einem 
Dollarstand von 1500 etwa 96 Milliarden Papiermark. Wie die 
Zahlung durchgeführt werden soll, steht augenblicklich in Ber­
lin zur Verhandlung. Ist dies erst entschieden, so kann man 
auch endgültig beurteilen, was der Beschluß vom 31. August für 
Deutschland tatsächlich zu bedeuten hat. Vorläufig ist von ihm 
nur zu sagen, daß er eine Entscheidung darstellt, die weitere· 
Entscheidungen verlangt, daß sie eine unmittelbare Bedrohung 
durch ein Provisorirum ersett hat und daß in ihr alle Möglich­
keiten zum Guten wie zum Bösen enthalten sind. In der deut­
schen Öffentlichkeit hat man es als einen Fortschritt bezeichnet, 
daß die deutsche Kreditunfähigkeit im In- und Ausland nun auch 
durch die Reparationskommission anerkannt sei - aber wenn 
,,I.;'Jnformation" schreibt: ,,le Reich doit se rendre compte, 
qu'il lui est accorde un nouveau credit presque inespere ... " 
- so darf man doch wohl sagen: fast zuviel des Vertrauens auf
die deutsche Leistungsfähigkeit! weniger wäre klüger und
menschlicher gewesen.

Dr. E·,·win Tupf 

Die .Besteuerung der Niederlassung eines auslän­

dischen Unternehmens in Deutschland (Hamburg)*) 

II. 

III. Noch weitergehend als bei der Einkommen- und Kör­
perschaftssteuer wird der Ertrag jedes selbständigen Gewerbe­
betriebes, auch derjenige einer Filiale, eines ausländischen Un­
ternehmens in Deutschland, durch die G e w e r b e s  t e u e r er­
faßt. Diese Steuer ist nicht durch Reichsrecht einheitlich in 
Deutschland geregelt, sondern in den einzelnen Ländern sehr 
·-erschieden. In Hamburg ist die Gewerbesteuer besonders
niedrig; sie betrügt 2 % des Ertrages und wird jährlich erhoben.

IV. Am 31. Dezember 1922 ist der Stichtag für die neue,
jährlich zu zahlende V e r m ö g e n s s t e u er und die 
z w a n  g s a n  1 e i h e , die als einmalige Vermögenssteuer auf­
zufassen ist. Beiden Abgaben unterliegen deutsche Filialen 
au1ländischer Unternehmungen mit ihrem gesamten inländi­
schen Grund- und Betriebsvermögen. Da bei bisherigen Ver­
mcJenssteuern die Erfahrung gemacht wurde, daß kurz vor dem 
Steuerstichtag ausländische Unternehmungen aus ihren Filialen 
das dort ruhende Betriebskapital herausnahmen, so daß kein 
der deutschen Steuerpflicht unterliegendes Betriebskapital an 
dem fraglichen Stichtag vorhanden war, ist ins Geset') die Be­
stimmung aufgenommen, daß darüber, was unter solchen Um­
ständen als inländisches Betriebsvermögen anzusehen sei, der
Reichsminister der Finanzen mit Zustimmung des Reichsrates 
und eines vom Reichstag gewählten Ausschusses die näheren 
Bestimungen zu erlassen habe. Diese sind noch nicht ergangen. 
Während bei deutschen Körperschaften, bei welchen Sib oder 
Ort der Leitung in Deutschland liegt, ein steuerbares Vermögen 
erst nach Abzug des eingezahlten Grund- oder Stammkapitals, 
sowie der Rücklagen für ausschließlich gemeinnüt')ige und Wohl­
fahrtszwecke vorhanden ist, findet bei beschränkt steuerpflich-

*) Vgl. • W.-D.• Nr. 34 vom 25. 8. 22. 

tigen Niederlassungen ausländischer Unternehmungen eine 
solche Einschränkung nicht statt. Bei diesen ist vielmehr das 
ganze dem inländischen Betriebe gewidmete Vermögen ohne 
Rücksicht darauf, ob und inwieweit es eingezahltes Stamm­
kapital oder z. B. Reserve darstellt, steuerpflichtig. Die Ver­
mögenssteuer wird jährlich erhoben werden und beträgt für 
die nächsten 15 Jahre 3,75 vom Tausend des der deutschen 
Niederlassung (Filiale) gewidmeten Vermögens der ausländi­
schen Gesellschaft. 

Für die Zwangsanleihe gelten dieselben Vorschriften. Die 
zahlenmäßige Belastung beträgt z. B. von dem beschränkt 
steuerpflichtigen inländischen BetriebsvermögPn einer auslän­
dischen Gesellschaft: 
in Höhe von 5 l\Iillioncn Marle Auleih !blltng Mk. 22� 500.-
• " n 10 n n ,, ,, 474 500.-
,, ,, ,, 20 ,, " ,, ,, 1174 500.-

Die Zwangsanleihe stellt insofern eine gewisse Vermö­
genssteuer dar, als der Wert gezeichneter Zwangsanleihe in 
kurzer Zeit mit etwa 30 % des Nennwertes einzuschät}en sein 
wird. 

V. D a s K a p i t a 1 v e r k e h r s s t e u e r g e s e V! vom
8. April 1922 hat ebenfalls Neuerungen für die deutschen Nie­
derlassungen (Filialen) ausländischer Unternehmungen ge­
bracht. Bisher wurden ausländische Gesellschaften auf Grund
des Reichsstempelgeset')es zum Gesellschaftsstempel herange­
zogen, indem die Urkunden über Errichtung einer Gesellschaft
oder über Erhöhung ihres Kapitals dem deutschen Gesellschafts­
stempel auch dann unterworfen wurden, wenn im Inlande eino
Zweigniederlassung einer solchen Gesellschaft in das Handels­
register eingetragen war oder im Handelsregister der inlän­
dischen Zweignied�rlassung eine Eintragung der Erhöhung des




